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sionsprozess am Ende auch gestärkt hervorgegan-
gen.  

Uneinigkeit herrscht lediglich – aber das will ich den 
Kollegen jetzt nicht vorwegnehmen – über die Fra-
ge, wie unser Ausschuss beteiligt werden soll. Ich 
meine, das, was wir da diskutiert haben, ist für alle 
Beteiligten ein akzeptables Vorgehen. Denn am 
Ende muss uns doch der Beteiligungsprozess der 
betroffenen Kinder und Jugendlichen und der Ver-
bände so viel wert sein, dass wir sagen: Es gibt ei-
nen Zeitpunkt, zu dem sich der Ausschuss mit dem 
Kinder- und Jugendförderplan und den Planungen 
und Projekten beschäftigt. Aber der Zeitpunkt, zu 
dem das Benehmen herzustellen ist, ist, glaube ich, 
in akzeptabler Art und Weise im Gesetz geregelt. 
Natürlich bleibt es dem Haushaltsgesetzgeber auch 
völlig unbenommen, im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen immer wieder darüber zu diskutieren, was, 
warum, wie mit welchen Schwerpunkten gefördert 
werden soll. 

Meine Damen und Herren, ich kann also sagen, wir 
haben einen wirklich guten Prozess hinter uns. Die 
Tatsache, dass die Kollegen der CDU im Aus-
schuss angekündigt haben, dass sie den Prozess 
insofern auch mit uns abschließen wollen, als sie 
nicht dagegen stimmen, sondern sich enthalten 
werden, ist auch ein Ausweis dafür, dass wir nach 
langen Jahren auch weiterhin den breiten Konsens 
in der Kinder- und Jugendpolitik, insbesondere der 
Jugendpolitik, hier in diesem Haus haben aufrecht-
erhalten können. Dafür herzlichen Dank! – Ich dan-
ke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Vereinzelt Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Altenkamp. – Für die CDU-Fraktion spricht 
der Kollege Kamieth. 

Jens Kamieth (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Frau Altenkamp hat 
das Versöhnliche schon vorangestellt. Das ist 
grundsätzlich auch richtig. 

Trotzdem, meine Damen und Herren: In unserem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Dritten Ausfüh-
rungsgesetzes des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes forderten wir gemeinsam mit der FDP-Fraktion 
und der Fraktion der Piraten eine Beteiligungsrege-
lung, die genauer definiert, in welcher Form und in-
wieweit der Landtag bzw. die Mitglieder des zustän-
digen Ausschusses bei der Erstellung des Planes 
zu beteiligen sind. Diesen Entwurf wollen wir als 
CDU-Fraktion aufrechterhalten.  

Den Änderungsantrag der anderen Fraktionen kön-
nen wir nicht unterstützen, da er weit hinter unserer 
Kernforderung zurückbleibt. Wir wollen, dass der 
zuständige Ausschuss bei den Planungen einge-
bunden und bei der Aufstellung beteiligt wird.  

(Beifall von der CDU) 

Sie haben recht, Frau Altenkamp: Der Änderungs-
antrag tut uns nicht weh, da er andere Aspekte an-
spricht. Aber er verwässert unser ursprüngliches 
Ziel. Deswegen werden wir uns in der Tat bei der 
Abstimmung enthalten. 

Der Änderungsantrag ist überfrachtet mit anderen 
Themen, denen wir durchaus offen gegenüberste-
hen, denen wir auch teilweise zustimmen könnten. 
Das ursprüngliche Thema aber war: Wie kann sich 
der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend stär-
ker bei der Erstellung und Entwicklung des Kinder- 
und Jugendförderplans einbringen, und wie wird er 
angemessen beteiligt? Dieses Anliegen haben wir 
in dem Ursprungsentwurf eindeutig artikuliert.  

Der Änderungsantrag geht nun etwas zurück. Darin 
gibt es keine Beteiligung und auch keine ausrei-
chende Einbindung des zuständigen Ausschusses. 
Damit ist unsere Perspektive, unsere Zielsetzung 
sowohl in Abs. 1 als auch in Abs. 2 der Regelung, 
ein Benehmen mit dem Ausschuss herzustellen, 
nicht erfüllt. Deswegen werden wir uns an diesem 
Punkt enthalten, weil unser ursprüngliches Ziel nicht 
erreicht ist. 

(Beifall von der CDU) 

Soweit die Frage der Festschreibung der 1 Million € 
für die Kinder- und Jugendhilfe aufgegriffen wird, 
hätten wir auch gerne das Problem angesprochen, 
das die Träger natürlich im Hinblick auf die Kosten-
steigerungen haben. 

Weiterhin hätten wir im zuständigen Ausschuss 
gerne erörtert, ob man eine Lösung finden kann, 
damit man den Trägern eine sicherere Planung ge-
währleisten kann.  

Nichts gegen die Festschreibung! Das war auch un-
sere Ursprungsforderung. Deswegen werden wir an 
dieser Stelle natürlich nicht Nein sagen. Aber wir 
hätten uns da eine sorgfältige Trennung der The-
mengebiete gewünscht. 

Zur Klarstellung: Wir sind grundsätzlich nicht weit 
auseinander. Das ist ganz klar. Allerdings haben wir 
nur 60 % unserer Forderungen erfüllt gesehen. 
40 % gehen den Bach herunter. Deswegen werden 
wir dieser an sich guten Sache nicht unsere Zu-
stimmung geben, aber wir werden auch nicht dage-
gen stimmen. Weil wir gerne die klare Beteiligung 
unseres Ausschusses gehabt hätten, werden wir 
uns enthalten. – Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht Frau Kollegin Hanses. 
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